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Görlitzer Nachrichten. 


Görlitz, Dinsta, den 19. December 1850. \ 


Der „Preußiſche Staatsanzeiger“ vom 8. Dec. enthält in 
ſeinem amtlichen Theile Folgendes: 

Indem Ich dem Staatsminiſterium Meinen heutigen Erlaß 
an den Staatsminiſter v. Ladenberg hierbei in Abſchrift zufer⸗ 
tige, will Ich Ihnen, dem Staatsminiſter Freiherrn v. Mans 
teuffel, hierdurch das Präſidium des Staatsminiſteriums interi= 
miſtiſch übertragen. 5 

Potsdam, den 4. Dee. 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. v. Rabe. v. Stockhauſen. 

So ſchmerzlich es Mir auch iſt, Sie aus Meinem Staats⸗ 
miniſterium ſcheiden zu ſehen, ſo will Ich Ihnen doch die von 
Ihnen wiederholentlich nachgeſuchte Entlaſſung aus Ihrem Amte 
nicht verſagen, und werde Ihnen dieſelbe, ſobald Meine Ent⸗ 
ſchließung wegen Ernennung Ihres Nachfolgers gefaßt ſein wird, 
unverzüglich ertheilen, Bis dahin erwarte Ich, daß Sie die 
nicht politiſchen Geſchäfte Ihres Miniſteriums fortführen werden. 
Von dem Ihnen interimiſtiſch übertragenen Präſidium des Staats- 
miniſteriums will Ich Sie ſchon jetzt enibinden und habe dies 
dem Staatsminiſterium bekannt gemacht. 


Wande 1850. 8 ' 
An den Friedrich Wilhelm. 


Staatsminiſter v. Ladenberg. v. Manteuffel. 


Deutſchland. 


Berlin, 4. Deebr. Die preußiſche Nationalverſammlung 
wurde aufgelöſt, „man konnte nicht mit ihr regieren.“ Die 
zweite Kammer, den Beſtimmungen der betrovirten Verfaſſung 
vom 5. December gemäß, aus dem allgemeinen Wahlrecht her— 
vorgegangen, wurde aufgelöſt, „man konnte nicht mit ihr regie— 
ren.“ Die „Groſchenvertretung“, die aus den drei Claſſenwahlen 
hervorgegangene Kammer, hat die Verfaſſung revidirt, die Bot— 
ſchaft vom 7. Jänner angenommen, Geld bewilligt und um des 
lieben Friedens und der Eintracht zwiſchen Volksvertretung und 
Regierung willen alles gethan, was es der Regierung nur aus 
den Augen abſehen konnte. 

Aber zu der Olmützer Verſtändigung kaun auch dieſe Kam⸗ 
mer nicht ſchweigen; ſie kaun nicht gut heißen, was das ganze 
Land zurückſtößt und verwirft; fie wollte miſtbilligen, tadeln. 
Mit einer ſolchen Kammer läßt ſich nicht rrgieren. Noch löſt 
man ſie nicht auf, weil man erſt Rath ſchaffen und die weiteren 
Schritte überlegen will, aber man vertagt ſie. Die Geſchichte 
der preußiſchen Kammern wird allen Abſolutiſten den klarſten 
Beweis geben, daß der Conſtitutionalismus eine „Unmöglichkeit“ 
ſei und ſich mit Kammern überhaupt „nicht regieren laſſe!“ 

Berlin, 6. Dee. Der Vertrag von Olmütz wird den 
Frieden wahrſcheinlich machen, der gebrochen werden ſollte. Ge— 
lang ihm dies, fo wird er mehr thun; er wird dieſen Frieden 
dauernd machen. Wenn es noch nicht möglich iſt, die Reſultate 
der Dresdner Beſchlüſſe zu formuliren, die ihm folgen werden, 
8 iſt doch mit Recht zu vermuthen, daß dieſe Beſchlüſſe den 

frieden nicht unterbrechen werden, nachdem einmal in Olmütz 
die Nothwendigkeit deſſelben anerkannt worden iſt. 

Ferner ſagt die Reform: So ſehr daher alle jene Gerüchte 
über „geheime Stipulationen“ ohnehin an innerer Unwahrſchein⸗ 
lichkeit leiden, fo können wir doch noch zur allſeitigen Beruhi— 
gung mittheilen: daß in Olmütz überhaupt keine Verab— 


redungen getroffen find, welche der Dresdner Con- 
ferenz vorgreifen oder aus denen auch nur die aller⸗ 
entfernte ſte Gefahr für die preußiſche Verfaſſung 
erwachſen könnte. 

Berlin, 7. Dee. Graf Rechberg iſt als Bundescom⸗ 
miſſar aus Heſſen abberufen und durch den Grafen Leiningen 
erſetzt worden. Von preufifcher Seite dürfte der General von 
Peucker als Commiſſarius fungiren. 

— Der Beginn der Dresdner Conferenzen iſt auf 
den 18. d. M. feſtgeſetzt. 

Berlin, 7. Deebr. Die olmützer Convention iſt dem 
Grafen Thun zugegangen, damit er die Zuſtimmung der hier 
vertretenen Regierungen erwirke. Die Convention hat aber bei 
dem Bundestage eine große Mißſtimmung hervorgebracht, da er 
glaubt, durch die Convention ſeine ganze Macht gebrochen zu ſe— 
hen. Es haben heftige Debatten ftattgefunden, und man hört 
von Perſonen, denen man weder eine ſolche Geſinnung noch 
Sprache zutraute, die leidenſchaftlichſten Aeußerungen gegen das 
öſterreichiſche Cabinet ausſtoßen. 

— Schon früher hatte das Correſp.⸗Bur. mitgetheilt, daß 
ein bairiſch⸗würtembergiſcher Proteſt in Ausſicht ſtehe. Die N. 
Pr. Z. bekräftigt dieſe Vorausſicht, indem ſie fagt: „Vorgeſtern 
traf von Wien hier eine Depeſche ein, in welcher die öſterreichi⸗ 
ſche Regierung mittheilt, daß Würtemberg und Baiern an ſie das 
Verlangen geſtellt haben, den freien Conferenzen in Dresden die 
Beſchlüſſe von Warſchau und Bregenz zum Grunde zu legen. 

— Da in Olmütz über jene Beſchlüſſe hinaus Nichts ſti⸗ 
pulirt zu ſein ſcheint als die Parität Oeſterreichs und Preußens, 
jo könnte ſich der erwähnte Proteſt nur gegen dieſe richten. 

— Zu den dresdener Conferenzen, die, wie wir 
bereits gemeldet haben, am 18. d. M. eröffnet werden ſollen, 
wird öſterreichiſcherſeits der Unterſtaatsſeeretair Werner abgeord⸗ 
net werden. Der Unterſtaatsſecretair im öſterreiſchen Miniſterium 
des Auswärtigen, Hofrath Werner, iſt die rechte Hand des 
Fürſten Schwarzenberg und der eigentliche Leiter der Politik Oe⸗ 
ſterreichs in der deutſchen Frage. Derſelbe hat ſich ſchon unter 
Metternich in der Wiener Staatskanzlei beſonders hervorgethau. 
Fürſt Schwarzenberg hat dieſes Erbſtück ſeines Vorgängers im 
Amte zu würdigen gewußt und demſelben einen ausgedehnten 
Wirkungskreis verliehen. Es iſt bekannt, daß die meiſten Noten 
des öſterreichiſchen Cabinets in der deutſchen Frage und in der 
Angelegenheit der Zoll- und Handelseinigung aus der Feder des 
Hofraths Werner rühren. 

— Aus einer wohlunterrichteten Quelle geht uns die Be- 
ſtätigung jener Nachricht das „C. B.“ mit dem Beiſatz zu, daß 
wie jene Ernennung des Hrn. v. Witzleben, fo auch die des 
Hrn. v. Plötz zum Ackerbauminiſter ſicher ſei. Wegen der Ueber⸗ 
nahme des Miniſteriums des Innern ſollen Unterhandlungen mit 
dem Grafen Aruim⸗Boitzenburg gepflogen werden, deſſen Ableh— 
nen indeſſen wahrſcheinlich iſt. In dieſem Falle wurde Herr v. 
Putkammer Ausſicht haben, auf die Candidatenliſte für jenes 
Miniſterium zu gelangen. 

— Heut Nachmittag hat Herr v. Manteuffel eine Audienz 
bei Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen von Preußen. 

— Ungeachtet der durch die Olmützer Conferenz eröffneten 
friedlichen Ausſichten dauern die Truppenbewegungen im Oeſter⸗ 
reichiſchen fort und werden immer mehr Streitkräfte herangezogen, 
namentlich auch die Grenzen von Oberſchleſien jetzt ſtark be etzt. 
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Den 3. und 4. d. Mts. ſind wieder eine Menge Kroaten von 
Wien nach Böhmen dirigirt worden, ſeit dem 2. auch die in 
Galizien ſtehenden Truppen weſtwärts im Marſch begriffen. In 


öſterreichiſch Oderberg und Umgegend iſt für die nächſten Tage 


Einquartierung angekündigt; man erwartet daſelbſt das Regiment 
Schönhals. 

Berlin, 7. Dee. Was die Verhandlungen in Olmütz 
betrifft, ſo iſt erwähnenswerth, daß allerdings in ihnen eine 
Fortſetzung der Warſchauer Conferenz zu finden iſt, aber nur 
infofern, als dort (in Warſchau) preußiſcherſeits einige Zuges 
ſtändniſſe gemacht, namentlich das Aufgeben der Union und ihrer 
Folgen zugeſichert wurden, man aber verſäumt hatte, die Ein— 
räumungen, die man Preußen gegueriſcherſeits machen wollte, 
feſtzuſtellen. Aus dieſem mielichen Umſtande erwuchſen die Dif— 
ferenzen, die wir die Zeit von der Warſchauer bis zur Olmützer 
Conferenz ausfüllen ſehen, Differenzen, die, allerdings weſent⸗ 
licher Natur, nahe daran waren, den Krieg zu entzünden. Wollte 
man den Krieg als ein Uebel vermeiden, fo war allerdings noth— 
wendig, Zuſicherungen feſtzuſtellen, die auch Preußen einen Raum 
gaben, auf dem es unterhaudeln konnte. Man wird aus dieſen 
Andeutungen erſehen, daß auch das Verhältniß von Warſchan 
zu Olmütz um ſo ſchwieriger öffentlich zu beleuchten iſt, als hier 
eine bereits verſtorbene Perſon, der verewigte Graf Branden- 
burg, thätig war. 

Der engliſche Miniſterreſident in Hamburg hat 
dem dortigen Senat eine Note zugeſtellt, in welcher ſeine Regie— 
rung erklärt, daß ſie ſich aller Einmiſchung in deutſche Angele— 
genheiten, ſoweit nicht das nächfte Intereſſe Eugland's in Frage 
käme, enthalten würde. In Bezug auf Schleswig-Holſtein aber 
liege England die Veipflichtung ob, die Aufrechthaltung und Aus- 
führung des Friedensvertrags geltend zu machen. 

Der Text der Olmützer Stipulationen lautet nach 
der Allgemeinen Zeitung wie folgt: 

N Dei den am geſtrigen und heutigen Tage zwiſchen den Un⸗ 
terzeichneten ftattgefundenen vertrauten Beſprechungen haben ſich 
die folgenden Propoſitionen als mögliche Ausgleichungspunkte der 
vorliegenden Differenzen und geeignete Mittel zur Verhinderung 
von Couflieten herausgeſtellt, und werden der ſchließlichen Geneh— 
migung der betreffenden hohen Regierungen ſchleunigſt unterbreitet 
werden. §. 1. Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen 
erklären, daß es in ihrer Abſicht liege, die endliche und definitive 
Regulirung der kurheſſiſchen und der holſteiniſchen Angelegenheit 
durch die gemeinſame Eutſcheidung aller deutſchen Regierungen 
herbeizuführen. §. 2. Um die Cooperation der in Frankfurt ver⸗ 
tretenenl und der übrigen deutſchen Regierungen möglich zu mas 
chen, ſollen in kürzeſter Friſt von Seite der in Frankfurt vertre⸗ 
tenen Bundesglieder, ſowie von Seite Preußens und ſeiner Ver⸗ 
bündeten je ein Commiſſar ernannt werden, welche über die ge⸗ 
meinſchaftlich zu treffenden Maßregeln in Einvernehmen zu treten 
haben. F. 3. Da es aber im allgemeinen Intereſſe liegt, daß 
ſowohl in Kurheſſen wie in Holſtein ein geſetzmäßiger, den 
Grundſätzen des Bundes entſprechender und die Erfüllung der 
Bundespflichten möglich machender Zuſtand hergeſtellt werde, da 
ferner Oeſterreich in ſeinem und im Namen der ihm verbündeten 
Staaten die zur Sicherung der Jutereſſen Preußens von letzterem 
geforderten Garantien über die Occupation des Kurſtaats in vol⸗ 
lem Maße gegeben hat, ſo kommen die beiden Regierungen von 
Oeſterreich und Preußen für die nächſte Behandlung der Frage 
und ohne Präjudiz für die künftige Entſcheidung über Folgendes 
überein: a) In Kurheſſen wird Preußen der Action der von dem 
Kurfürſten herbeigerufenen Truppen kein Hinderniß entgegenſtellen, 
und zu dem Ende die nöthigen Befehle an die dort commandiren⸗ 
den Generale erlaſſen, um den Durchgang durch die von Preu⸗ 
ßen beſetzten Etappenſtraßen zu geſtatten. Die beiden Regierun⸗ 
gen von Oeſterreich und Preußen werden im Einverſtändniſſe mit 
hren Verbündeten Se. Königl. Hoheit den Kurfürſten auffordern, 
feine Zuſtimmung dazu zu ertheilen, daß ein Bataillon der von 
der kurfürſtlichen Regierung requirirten Truppenmacht und ein 
königlich preußiſches Bataillon in Kaſſel verbleiben, um die Ruhe 
und Ordnung zu erhalten. b) Nach Holſtein werden Oeſterreich 
und Preußen nach gepflogener Rückſprache mit ihren Verbündeten, 
und zwar fo ſchleunig als möglich, gemeinſam Commiſſare ſchicken, 
welche im Namen des Bundes von der Statthalterſchaft die Ein⸗ 
ſtellung der Feindſeligketten, die Zurückziehung der Truppen hin⸗ 
ter die Eider und die Reduction der Armee auf ein Drittel der 
jetzt beſtehenden Truppenſtärke zu verlangen, unter Androhung ges 
meinſchaftlicher Execution im Weigerungsfalle. Dagegen werden 
beide Regierungen auf das koͤniglich däuiſche Gouvernement dahin 
einwirken, daß daſſelbe im Herzogthum Schleswig nicht mehr 
Truppen aufſtelle, als zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung 
erforderlich find. §. 4. Die Miniſterialeonferenzen werden un⸗ 
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verzüglich in Dresden ſtattfinden. Die Einladung dazu wird von 
Oeſterreich und Preußen gemeinſchaftlich auegehen, und zwar fo 
erſolgen, daß die Conferenzen um die Mitte des December eröff- 
net werden können. Olmütz, 29. Nov. 1850. F. Sch warzeu⸗ 
berg, F.⸗M.⸗L. Manteuffel 

Von der ſächſiſchen Grenze, 4. Deebr. Vis zum 
Rubicon ſind wir vorgerückt; hinüber aber ſoll es nicht gehen, 
wie die neueſten Nachrichten uns verſichern. Zwar hat ein preus 
ßiſches Infanterie-Regiment bereits Befehl, nach Sachſen aufzu⸗ 
brechen, aber nicht zur Eroberung oder zum Kampfe, ſondern 
um den Bevollmächtigten, die in Dresden zur Conferenz zus 
ſammentreten, als Ehrenwache zu dienen. Wieder iſt es das 
20. Regiment, das bereits in Schleswig und in Baden Dienſte 
gethan hat, welches auch zu dieſem Poſten auserſehen iſt. Wir 
Anderen bleiben in unſern diesſeitigen Cantonnements und war- 
ten in der Entfernung den Erfolg ab. Inzwiſchen werden auch 
die Rüſtungen ununterbrochen fertgeſetzt. Immer mehr werden 
die Vefeſtigungen von Torgau durch inmeren Ausbau und durch 
Aufwerſung neuer Schanzen vervellſtändigt; immer zahlreicher 
treffene die verſchiedenen Truppenabtheilungen, welche für das 
an der ſächſiſchen Grenze aufzuſtellende Heer beſtimmt ſind, hier 
ein, und die Bildung der Erſatzbataillone ſchreitet unausgeſetzt 
fort. Daß man höheren Orts die Nusſicht auf einen Krieg auf⸗ 
gegeben hat, beweiſt der Umſtand, daß dieſer Tage die überzäh⸗ 
ligen Mannſchaften des zweiten Yufgebets eutlaſſen worden find. 
Gaubte man an einen bevorſtehenden Ausbruch des Kampfes, 
fo würde man ſich nicht damit begnügt haben, die Vatalllone des 
zweiten Aufgebots auf die ſeldmäßſige Stärke zu bringen, ſondern 
man würde ſelbſt die überzählige Maunſchaſt bei den Fabnen zus 
rückbehalten, um für jede Lücke Erſatz bei der Hand zu haben. 


Dresden, 6. Dee. So eben iſt die Veſchlagnahme der 
heutigen Nummer des „Neuen Dresdner Journals“ und dabei 
zugleich das Verbot des ferneren Erſcheinens dieſer 
Zeitſchrift auf Grund der Verordnung vom 3. Juni d. J. 
ausgeſprochen worden. 

Dresden, 7. Dec. In einer geſtern noch abgehaltenen 
Abendſitzung trat die J. Kammer den Beſchlüſſen der II. Kammer 
hinſichtlich der Uebernahme der Sächſiſch-Schleſiſchen Ei- 
a bei, ſodaß alſo beide Kammern übereinſtimmend die 

egierung ermächtigen, den Uebernahmevertrag definitiv abzu⸗ 
ſchließen. 

Stuttgart, 4. Dee. Die Einberufung von Beurlaub⸗ 
ten und der Ankauf von Pferden iſt ſiſtirt werden. 


Kaſſel, 7. Dee. Unſere nächſte Zukunft tritt nur lang⸗ 
ſam aus dem Nebel hervor, in welchen ſie gehüllt iſt. Die Eut⸗ 
hüllungen des Hrn. v. Manteuffel und der berliner miniſteriellen 
Blätter über die Vereinbarungen in Olmütz in Betreff der kur- 
heſſiſchen Frage, zuſammengehalten mit dem, was in unſerer 
unmittelbaren Nähe vorgeht, laſſen wenigſtens einige Streiflichter 
in das bisherige Dunkel fallen, Manches erkennen und das er⸗ 
ſchließen, was noch nicht völlig klar vor unſern Blicken liegt. 

Der zwiſchen Berlin und Wilhelmöbad ſchon vor der Mi⸗ 
nifterconferenz in Olmütz verhandelte und verabredete Plan, die 
kurheſſiſche Frage zu löſen, iſt geſcheitert, und es ſcheint deshalb 
ein Stillſtand für einige Tage eingetreten zu ſein, um die Löſung 
nun in einer andern Weiſe zu betreiben. Jenes Scheitern iſt 
nicht blos durch die Weigerung des hieſigen Stadtraths und der 
Staatsdiener, in der gewünſchten Art dem Kurfürfien entgegenzu⸗ 
kommen, ſondern auch durch die Ungeneigtheit des bairiſchen Exe⸗ 
cutionsheeres veranlagt worden. Der Kurfürſt hat zwar nicht 
beim Vundestage auf Räumung des Landes durch die Baiern 
angetragen, wohl aber bei dem Fürſten von Thurn und Taxis 
den Antrag geſtellt, nicht weiter vorzurücken; dieſer hat jedo 
ablehnend geantwortet und erklärt, er müſſe vorrücken, weil 
der Mangel an Lebensmitteln ein Verbleiben in der bisherigen 
Stellung unmöglich mache, ein Zurückgehen aber die bairiſche 
Ehre nicht dulde. 

Von Berlin iſt bei dem General von der Gröben der Be— 
fehl eingegangen, den Vaiern hinſichtlich der Ueberſchritung der 
Etappenſtraße kein Hinderniß in den Weg zu legen. Da aber 
dieſer Befehl allgemein gehalten worden zu fein ſcheint, fo 
hat General von der Gröben es mit der preußiſchen Ehre nicht 
vereinbarlich halten zu dürfen geglaubt, daß die Baiern gerade 
bei Hersfeld über die Etappeuſtraße gehen. Als nun am 4. Der, 
das bairiſche Truppencorps auf der Straße von Fulda nach Hers⸗ 
feld vorrückte und Miene machte, bei Hersfeld durchzubrechen, hat 
Graf v. d. Gröben den Durchzug an dieſer Stelle verweigert und 
durch eiligſte Zuſammenziehung ſeines Corps in den Stand geſetzt, 
etwanige Gewalt mit Gewalt zu vertreiben. Graf v. d. Gröben 
mag nun dem Fürſten von Thurn und Taxis eröffnet haben, daß 
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er überall, nur nicht bei Hersfeld, die Etappenſtraße überſchreiten 
könne. Wenn nun auch noch feine völlig ſicheren Nachrichten 
darüber vorliegen, ſo kann ich doch kaum bezweifeln, daß die 
Vaiern von Hersfeld weſtlich ſich gezogen, zwiſchen Niederaula 
und Alsfeln die preußiſche Etappenſtraße wirklich überſchritten und 
in der reichen Schwalmgegend bei Neukirchen und Ziegenhain ſich 
auszubreiten angefangen haben. Es iſt mir heute wiederholt nach 
einem eingetroffenen Briefe verſichert worden, daß geſtern in Fritz⸗ 
lar bairiſche Quartiermacher eingetroffen ſind. 

Man ſchreibt dem Frankfurter Journal aus Fulda vom 
3. Dec.: Es iſt Thatſache, daß ſowohl Graf Rechberg als der 
Fürſt Taxis Berichte an den Bundestag erſtattet haben, worin 
ſie erklärten, ſie hätten die Zuſtände in Kurheſſen ganz 
anders gefunden, als ſie ihnen geſchildert worden ſeien, und daß 
ſie ſich gegen alle das Land drückende Maßregeln ausgeſprochen 
haben. Nur der Staatsrath Scheffer ſoll das eigentliche Princip 
unerbittlicher gewaltſamer Züchtigung vertreten. Es leuchtet im⸗ 
mer mehr heraus, daß ſelbſt die deutſchen Regierungen erſt jetzt 
anfangen, den innern Zuſammenhang der kurheſſiſchen Verfaſ⸗ 
ſungsfrage zu überſehen. Die hieſigeu bairiſchen Soldaten und 
namentlich die Offiziere, welche regelmäßig von unſerer innern 
Landes angelegenheit auch nicht die geringſte Kenntniß hatten, und 
in Kurheſſen nur ein zweites Baden erblicken zu müſſen glaub— 
ten, kommen allmälig durch den Umgang mit den hieſigen Ein⸗ 
wohnern zu ganz andern Anſichten, worüber fie gar keinen Rück⸗ 
halt haben. Das Benehmen der Soldaten gegen uns Kurheſſen 
iſt deshalb auch ein viel beſſeres geworden, und geben dieſelben 
dermalen keinen Anlaß zu Klagen. — Die zu Wilhelmsbad herr⸗ 
ſchende Verwirrung in der Staatsverwaltung hat ſich wie⸗ 
der dadurch geoffenbart, daß man auf wiederholte Sollicitationen 
um Geld dem hieſigen Bezirksdireetor den Beſcheid gegeben hat, 
die nöthigen Kriegsverpflegungsgelder vorſchußweiſe aus der Ber 
zirkskaſſe zu nehmen. In dieſer Kaſſe befinden ſich 300 Thlr., 
während der tägliche Bedarf 20,000 Thlr. ſein mag. 

lltona, 6. Dec. Vom Generaleommando: Geftern hat 
mit einer däniſchen Feldwache in Geltorff ein lebhaftes Gefecht 
ſtattgehabt; wir haben keinen Mann verloren. Ein verwundeter 
Däne iſt als Gefangener eingebracht und ſind unter Andern zwei 
däniſche Offiziere angekommen. 

Bremerhafen, 6. Deebr. Laut Lootſenberichts iſt der 
„Ernſt Auguſt“ heute aus See zurückgekommen und bei der Bre— 
mer Baake geankert. Derſelbe hat bis jetzt die Fregatte „Eckern— 
förde“ noch nicht auffinden können.! 
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Doe ſterreichiſche La ” 
Wien. Se. Majeſtät der Kaiſer haben an den k. k. 


Miniſter⸗Präſidenten Fürſten Felix Schwarzenberg nachfolgendes 
allerhöchſtes Handſchreiben zu erlaſſen geruht: f 
„Nachdem es Mein Wille iſt, daß das in der Reichsver⸗ 
faffung feinen Grundzügen nach vorgezeichnete Inſtitut des Reichs⸗ 
rathes nunmehr in's Leben trete, ertheile Ich Ihnen den Auftrag, 
nach gepflogenem Einvernehmen mit Meinem geheimen Rathe Frei⸗ 
herrn v. Kübeck, den Ich gleichzeitig zum Präſidenten des Reſchs⸗ 
rathes ernenne, die Zuſammenſetzung einer von demſelben zu lei⸗ 
tenden Commiſſion vorzunehmen, deren Aufgabe es ſein wird, 
das Statut über Einrichtung und Wirkungskreis dieſes berathen⸗ 
den Körpers zu entwerfen. Die Mitglieder dieſer Commiſſion 
ſind Mir namhaft zu machen. Das Ergebniß ihrer Arbeiten aber 
iſt ſofort der Berathung Meines Miniſterrathes zu unterziehen 
und Mir zur Schlußfaſſung vorzulegen.“ Franz Ivſeph mi p. 
Wien, 6. Deebr. Die hieſigen Rüſtungen ſollen erſt je 
nach Verlauf der durch die Vertagung des preußiſchen Parlamen⸗ 
tes hervorgerufenen Criſe bewirkt werden. — Die Direction der 
Nordbahn hat Befehl erhalten, ſich für den Transport von 
25,000 Mann, die aus Galizien erwartet werden, von Oſtrau 
nach Hohenſtadt an der böhmiſchen Grenze bereit zu halten. — 
Der bekannte ruſſiſche Diplomat v. Tengoborsky iſt als Courier 
feiner Regierung nach Kopenhagen abgegangen. — Ein Geſetz 
zur Regelung der hieſigen Valutenverhältniſſe wird vorbereitet. 


Polen. 

Man ſchreibt aus Warſchau: Am 2. Deebr. wurde die 
25 jährige Jahresfeier der Thronbeſteigung des Kaiſers 
von Rußlaud durch einen Gottes dienſt in den Kirchen ſämmtli⸗ 
cher Coufeſſionen begangen. Der Fürſt⸗Statthalter empfing auf 
dem Schloſſe die Glückwünſche aller Militair-und Civilbehoͤrden. 

Frankreich. 

Paris, 4. Dec. Die friedlichen Nachrichten aus 
Deutſchland haben hier den politiſchen Kreiſen den letzten 
noch übrigen Gegenſtand der Debatte genommen, und es herrſcht 
wieder einmal die vollſtändigſte politiſche Windſtille, die nicht 
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einmal durch die auf morgen angeſetzte Debatte über die Auſſtel⸗ 
lung der 40,000 Mann am Rhein unterbrechen werden wird. 
Denn dieſe Auf tellung wird doch ſtattfinden, tretztem daß geſtern 
noch halbofficielle Blätter das Gegentheil erwarten liefen; ſie fin 
den aber blos ſtatt, weil ein groſter Theil der zuſammenzuziehen⸗ 
Funke ale gerte auf 1 Marſcke iſt, der ft zu bewilligende 
Sredit alſo bereits angegriffen, und daher die Verant ichkei 
des Miniſters noch zu decken it. ABtLDpENNUHEeNt 

zaris, 6. Dee. Alle Geſandten find zu einem Balle im 
Elyſee geladen und erſchienen. Die Geldſtrafe, zu welcher „Uni⸗ 
verſel“ verurtheilt worden, hat die Verppartei durch ihre Diäten 
von einem Tage gedeckt. Die Veratbung des Mairegeſetzes ift 
nun im Staats rath vollendet. Cavaignac hat gegen den Rüſtungs⸗ 
eredit geſtimmt. 

Span i een. 

Madrid, 1. Dec. Lozano übernimmt das Miniſterium 
der Finanzen. — Der engliſche, Holländische, belgiſche und 
preußiſche Geſandte verlangen von der Regierung die Regulirung 
der ſpaniſchen Staatsſchulden. 


Der Freiherr vom Stein. 
(Schluß.) 

Zum Glück ging der König nicht ganz auf dieſe gehäſſi⸗ 
gen Einflüſterungen ein und gab ſeinem Miniſter durch Geneh⸗ 
migung der wichtigſten Maßregeln im Augenblicke des Scheidens 
den größten Beweis feines Vertrauens. Allein den Vorſchlag 
Stein's, Hrn. v. Schön zum Finanzminiſter zu ernennen, Gerüche 
ſichtigte er nicht und entſchied ſich für Yıltenftein, „Von dieſem 
Augenblick an war es klar, daß auf die Ausführung der mit des 
Kinigs Bewilligung ſchon fo weit vorgearbeiteten Plane für Vers 
beſſerungen im Innern verzichtet werden müſſe.“ Zwei Tage 
vor feiner Entlaſſung, die am 24. Nov. 1808 ſtattfand, ſchrieb 
Stein dem Könige noch über ſeine Hofumgebung unter Anderem: 
„Eins der Hauptwerkzeuge der einländiſchen Cabale iſt der General 
Köckeritz, an den ſich eine Menge theils ſchwache, furchtſame, die 
Ruhe liebende, theils am alten Schlendrian hangende anſchließen; 
er bringt ihre Meinung an den Regenten, ſpäht feine Entſchlüſſe 
aus und hindert ſehr oft den Zutritt der Wohldenkenden zu dem 
Regenten. — Hrn. ** wirft man einen Hang zum Klatſchen und 
eine Neigung zum Lügen vor —, der ““ iſt berüchtigt wegen 
jeiue: Abſichtlichkeit und feiner Habſucht, fein ganzes Aeußeres 
schen n un er iſt Invalide. Man entferne dieſe Men⸗ 

Am 5. December verließ Stein Königsberg und unterzeich⸗ 
nete auf Schön's dringende Witte, „auf daß wenigſtens der Ge⸗ 
danke gerettet werde“, das berühmte Rundſchreiben vom 24. No- 
vember 1808, welches ſpäterhin unter dem Namen von „Stein's 
politiſchem Teſtamente“ bekaunt geworden iſt. Es war mit feiner 
Einwilligung von Herrn v. Schön abgefaßt, und dieſer ſandte es 
auch den oberſten Beamten der Verwaltung zu (S. 295, 314). 
Hingegen wurde die oben erwähnte „Verordnung über die verän— 
derte Verfaſſung“ nur in hundert Exemplaren gedruckt, aber nicht 
bekannt gemacht und bald, als man in wefentlichen Stücken von 
ihr abwich, ſo geheim gehalten, daß ſie bisher nur Wenigen bes 
kannt iſt und erſt jetzt von Pertz „als der vollſtändige Plan des 
Meiſters in den Anlagen der ſorgfältigen Erwägung deutſcher 
Staatsmänner dargeboten wird“. Sie umfaßt 50 Seiten. 

Möchten denn auch dieſe, namentlich unſere preußiſchen 
Staatsmänner, Stein's und ſeiner edlen Genoſſen Grundſätze 
über Nationalehre und wahre Politik eines ſelbſtäudigen 
Staates beherzigen, wie wir ſie, als wären ſie heute erſt ſchrift⸗ 
lich niedergelegt, in dem trefflichen Buche leſen. Wenn die Mo⸗ 
narchieen ihre Selbſtändigkeit verloren haben und Alles von Einer 
großen Macht abhängig iſt, dann werden — ſo ſpricht Stein zu 
feinem Könige — „äußere Kriege nicht mehr eutſtehen, ſtatt ihrer 
wird die Menſchheit durch bürgerliche Kriege und den Ausbruch 
innerer Fractionen gepeinigt, alle Nationalität zerſtört oder ver- 
krüppelt und die Leitung aller großen Angelegenheiten des 
Menſchengeſchlechts einer Bureaukratie, die von einem 
entfernten fremden Regenten die endliche Richtung 
erhält, anvertraut werden. — Es iſt pflichtmäßiger gehandelt 
gegen dle Zeitgeneſſen und gegen die Nachkommen, und ruhe 
voller gegen den König und feine Nation, mit den Waffen in 
der Hand zu unterliegen, als ſich geduldig in Feſſeln ſchlagen oder 
gefangen halten zu laſſen. Man entferne aber auch alle t.ägen, 
gegen edlere Gefühle abgeſtumpften und jeder Hingebung und 
Aufopferung unfähigen elenden Menſen, die Alles lähmen 
und verderben und denen es nur um zuhigen Genuß ihrer Er⸗ 
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bärmlichkeit zu thun iſt, die gemeinen Egoiſten, welche die Auf⸗ 
opferung jedes Gefühls von Ehre empfehlen, damit nur ein elen⸗ 
des, genießendes Leben gefriſtet werde, die, mit der Schande 
vertraut, nur ihre Trägheit und Sinnlichkeit zu befriedigen ſuchen. 
In dem paſſiven Gehoxſam der elenden, nur für ihr perſönliches 
Daſein beſorgten deutſchen Fürſten findet die auswärtige Herrſch— 
ſucht ihre Mittel. Alle Aequiſitionen, Abrundungen, alle Ver⸗ 
größerungsprojeete müſſen ſchweigen. Fort mit der elenden 
Sprache der Diplomatik, wo man ſich nur wechſelſeitig betrügen 
will; eine gerade, freie Sprache ſei denen, die das große Werk 
auf ſich nehmen!“ 

O du herrlicher zornglühender Mann, wie mächtig ſchallen 
deine Worte, die furchtbare Mahnung einer Geiſterſtimme, in den 
Jammer unſerer Zeit herein! Will ſie denn Keiner hören? — 
Und dazu noch Scharuhorſt's, Gueiſenau's, Schöun's und ihrer 
Freunde gemeinſamer Ruf: 

„Das iſt eine fo einfache als ſichere Maxime gegen jedwe⸗ 
den Feind, nicht zu thun, was er will, ſondern gerade das Ges 
gentheil. Wie oft hat unſre gerühmte Politik fie verletzt! und 
noch immer geblendet, wollen wir unſerer Feinde 
Willen thun? wollen den Augenblick vorbeigehen laſſen, um, 
wenn es zu ſpät iſt, über Unglück zu jammern, ſtatt über unſe⸗ 
ren Kleiumuth? wollen vorbereiten und immer nur vor⸗ 
bereiten, und das Handeln verſchieben, bis die Stunde des 
Handelus vorüber iſt? 

„Wartet man etwa auf den Lauf der Begebenheiten? wie 
doch kann das Ungewiſſe in Rechuung kommen? Durch einen 
großen Entſchluß der Welt Zutrauen einzuflößen zu 
unſerem Verſtande, wie zu unſerem gerechten, nun ernſtlich 
geſtimmten Willen, das gebietet wahre Politik. 

„Man erwarte nichts mehr, wenn man Kräfte nie⸗ 
derſchlägt, die man ſelbſt aufgeregt! Der Schweiß und 
das Blut und der ſaure Erwerb des Volkes ſollen das bequemere 
Daſein und die Genüſſe einzelner Weniger erkaufen? So verän⸗ 
dern Haß und Erbitteruug den Gegenſtand und fallen mit ſchwe⸗ 
rer Auklage auf den König und Seine Berather. Da iſt alsdann 
an Einigkeit nicht mehr zu denken. Laſſe man doch endlich von 
der kleinlichen Politik der Schwächlinge, die mit Liſt umgehen, 
welche verborgen ſein ſoll und doch hell am Tage liegt! 
Durch nichts als ein offenes Handeln mit großem Sinne kaun 
die feinere Liſt des Feindes bekämpft werden.“ 

Das ſchrieben jene Männer im October 1808 — am 14. 
Oetober! — an Stein, damit er es dem Könige vorlege; kann 
irgend etwas die Stimmung des Volkes im November des Jah⸗ 
res 1850 mit mehr Wahrheit ausſprechen? 
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Lauſitzer Nachrichten. 
Verhandlungen der Stadtverordneten zu Görlitz 
in der öffentlichen Sitzung vom 6. December 1850. 
Das Bürgerrecht wurde ertheilt an den Handelsmann 
Klemm. — Dem Schuhmacher Müller wurde die erbetene 
Geſtundung eines Miethe-Rückſtandes bewilligt, dagegen die An⸗ 
ſtellung der Klage gegen den Pachter der Stadtwaage aus glei⸗ 
chen Gründen beſchloſſen. 
Die Arbeiter⸗Liſte der vergangenen Woche wurde vorgelegt. 
Der Holzvoigt Weiſe in Neuhammer bat, ihm eine Wieſe 
auf fernere 6 Jahre zu dem bisherigen ſehr niedrigen Pachtgelde 
zu überlaſſen, was unter dem Vorbehalte J jährlicher Kündigung 
ohne Entſchädigung genehmigt wurde. g 
Dem vorgeſchlagenen Verkauf einer Quantität Betten, 
Kopfkiſſen, Ueberzüge ꝛc., von verſtorbenen Hoſpitaliten herrüh⸗ 
rend, und zwar im Wege der Auction, wurde beigepflichtet, allein 
für nöthig erachtet, 10 Stück jeder Gattung in Reſerve zu behalten. 
Ein Bericht der Armen-Beſchäftigungsanſtalt lieferte den 
erfreulichen Beweis, wie hierdurch mit geringen Opfern zahlreiche 
Unterſtützung erreicht worden iſt, und knüpfen ſich hieran die 
ünſtigſten Ausſichten für die Zukunft, namentlich in Betreff der 
Sei Eplunerri, — Der Uebelftand, daß bei Beſtellungen 
von auswärts häufig fremde Kaſſen⸗Anweiſungen in Zahlung 
geſandt werden, gab Veranlaſſung, ein Gutachten des Magiſtrats 
zu beantragen, auf welche Weiſe ſich eine wünſchenswerthe Er⸗ 
leichterung in der Annahme der Geldſorten mit den beſtehenden 
Kaſſen⸗Einrichtungen vereinbaren laſſe. 
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An Stelle des zum 1. Januar ausfcheidenden Hrn. Sam. 
Knothe als Mitglied der Armen-Commiſſion des 10. Bezirks 
wurde Hr. Friedr. Knothe erwählt. 

Deer Turulehrer Böttcher hatte den Wunſch ausgeſprochen, 
ſeine Auſtellung in eine lebenslängliche verwandelt zu ſehen, in 
der Abſicht, für den Fall der Erlangung eines Juvalidenſcheins 
dem Auſpruch auf eine dereinſtige königliche Verſorgung zu ent⸗ 
ſagen, durch die Zuſicherung einer ſtädtiſchen Stelle aber geſichert 
zu ſein. Verſammlung hatte ſich indeſſen aus überzeugenden 
Gründen ſchon öfters gegen das Prineip der lebenslänglichen Anz 
ſtellungen ausgeſprochen, und wenn auch bei aller Anerkennung 
der zeitherigen Leiſtungen des Hru. Böttcher nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen wurde, ihn auch fernerhin thätig in ſeinem Beruf wirken 
zu ſehen, ſo konnte das Geſuch nicht befürwortet werden, weil 
ohne ſehr triftige Gründe eine Aenderung nicht leicht eintreten 
kann, nicht minder bei eintretender Invalidität, wie ſtets, ſo auch 
in dieſem Falle für eine angemeſſene anderweitige Anſtellung Sorge 
getragen werden würde. 

Mit dem Abbruch des Hauſes No. 98. am Reichenbacher 
Thore beſchloß Verſammlung für jetzt noch nicht vorzugehen, 
ſondern bei ruhigeren Zeiten, jedenfalls aber in 3 Monaten, die 
Angelegenheit nochmals in Berathung zu nehmen. Ebenſo wurde 
auch beſchloſſen, mit der neuen Verpachtung der Vorwerke Sten⸗ 
ker, Rauſcha, Kohlfurt nebſt zubehörigen Ländereien noch einige 
Monate zu warten, in die neuen Pachtbedingungen aber die Bez 
ſtimmung aufzunehmen, daß der Pachter alle diejenigen Abgaben 
und Leiſtungen, welche ihm zeither wiedererſtattet worden find, 
für eigene Rechnung zu übernehmen habe, wodurch eine richtigere 
e LIFSERN, und Vereinfachung der Rechnung herbeigeführt 
würde. 

In Betreff der mehrerwähnten Verſchiedenheit der Anſich⸗ 
ten des Magiſtrats und der Stadtverordneten hinſichtlich des zu 
beobachtenden Verfahrens bei der Zulaſſung von Ausländern zum 
dieſſeitigen Geſchäftsbetriebe war von der Königl. Regierung ein 
Beſcheid an den Magiſtrat ergangen, worin dem Bericht des 
Magiſtrats entſprechend deſſen Anſicht für die richtige erklärt wird. 
Verſammlung konnte ſich jedoch in keiner Weiſe überzeugen, daß, 
wenn im $. 67. der Verordnung vom 9. Februar von der Ge⸗ 
meinde die Rede iſt, unter dieſer Bezeichnung lediglich der Mas 
giſtrat zu verſtehen ſei, indem unmöglich angenommen werden 
könne, daß in einzelnen Fällen von zwei verſchiedenen Behörden 
welche allerdings, wenn ihr Wirken ein ſegensreiches fein ſolle, 
ſtets gleiche Jutereſſen zu verfolgen hätten, die eine derſelben ſich 
für borechtigt halten könne, ohne Zuſtimmung der andern in ih⸗ 
rem Namen zu beſchließen. Es wurde daher beantragt, dieſe 
Angelegenheit weiter zu verfolgen, denn wenn es ferner auch kei⸗ 
nem Zweifel unterliege, daß gemäß dem Regierungs⸗-Reſeript 
der Magiſtrat berechtigt ſei, die Commune nach Außen zu vertre⸗ 
ten, jo würde hieraus doch nichts weniger abgeleitet werden kön⸗ 
nen, als daß ihm auch freiſtehe, die innern Angelegenheiten der 
Commune nach eigenem Ermeſſen zu erledigen, weil ſonſt ihre 
Vertretung durch Stadtverordnete illuſoriſch und überflüſſig 
ſein würde. 

Die freiwilligen Armen-Collecten anlangend, war der Ma⸗ 
giſtrat andern Sinnes geworden und hatte vorgezogen, ſchrift⸗ 
liche Currenden an die bemittelte Einwohnerſchaft ergehen zu laſ⸗ 
fen, worin ſolche zu freiwilligen Armen- Beiträgen aufgefordert 
wird, und wenn dieſer Verſuch kein genügendes Reſultat ergeben 
ſollte, zu einer Armenſteuer zu ſchreiten, welchem Ausweg ſich 
Verſammlung nur anſchließen konnte, da der frühere Vorſchlag 
der perſönlichen Einladung zur Unterzeichnung vom Magiſtrat 
zurückgezogen worden war. 

Zu den lebhafteſten und langwierigſten Debatten gaben die 
verſchiedenen Projecte, das Einquartierungs-Weſen zu regeln, 
Veraulaſſung. Das Nefultat war Folgendes: Der bisherige 
Modus, die Hausbeſitzer dergeſtalt zu belegen, daß für jedes 
Hundert des Ertrags 1 Mann erfolgt, wobei allerdings in letzter 
Zeit doppelte Belegung nicht zu vermeiden geweſen, wird nicht 
mehr in Anwendung gebracht, ſondern es wird für jedes volle 
erreichte Funfzig,, Zwiſchenbeträge nicht gerechnet, 1 Mann 
eingelegt, wobei indeſſen die kleineren Häuſer, welche noch 
nicht volle 50 Thlr. Ertrag gewähren, auch 1 Mann als Mini⸗ 
mum erhalten, wogegen eine Bevorzugung der größeren Häuſer 
nicht mehr ſtattfindet. — Ergiebt ſich bei ſchwächerer Einquartie⸗ 
rung, daß nur die Hälfte der nach dieſem Modus unterzubrin⸗ 
genden Mannſchaften hier anweſend iſt, ſo wird natürlich auf 
ein jedes Haus auch nur die halbe Einquartierung fallen. — So⸗ 
dann wurde beſchloſſen, für gegenwärtige Zeitperiode auch die 


(Fortſetzung im Beiblatt.) 
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Görlitz, Dinstag den 10. December 1830. 


außerhalb des gewöhnlichen Garniſon-Rayons belegeuen Stadt⸗ 
gärten mit Einquartierung zu verſehen, und behufs möglichſt 
gleichmäßiger Vertheilung der Laſt bei der Ertragsberechnung der 
außerhalb der Thore belegenen Stadtgärten und Vorwerken ſo⸗ 
wohl den Ertrag der Wohnungen und Gehöfte, als auch der⸗ 
jenigen der Aecker und Felder nach einem Durchſchuittsſatz von 
5 Thlr. für den Morgen zu veranſchlagen. — Die Miether an⸗ 
langend, wurde für angemeſſen erachtet, ihnen ebenfalls Ein⸗ 
quartierung zu geben, ſobald die Hausbeſitzer nach dem neuen 
Modus à 50 Thlr. pr. Mann einfach belegt ſind, bei ihnen nach 
gleichen Grundſätzen der Steigung zu verfahren und zwar unter 
Anrechnung der von ihuen innehabenden Läden und Werkſtätten, 
Mieths-Erträge unter 50 Thlr. aber ganz frei zu laſſen. — 
Nächſtdem wurde in Betracht, daß manche ärmere Hausbeſitzer 
nicht im Stande ſein dürften, die Koſten für die Verpflegung 
ihrer Einquartierung aufzubringen, ein Betrag von 200 Thlr. 
bewilligt, und unbemittelten Hausbeſitzern auf Grund einer bei⸗ 
zubringenden Beſcheinigung der Armen-Commiſſion den u 
zuſtehenden Servis einſtweilen vorzuſchießen. — Leber die Ver⸗ 
flegungs-Anſprüche ſelbſt wurde für zweckmäßig erachtet, eine 
öffentliche Bekanntmachung zu erlaſſen. — Auch wurde gerügt, 
daß eine ziemliche Anzahl Häuſer entweder gar keine, oder doch 
nur eine ſehr unleſerliche Nummer führen, und nächſt Abhülfe 
dieſes Uebelſtandes zugleich vom Magiſtrat gutachtliche Auslaſſung 
über eine zweckdienlichere Numerirung der Häuſer erbeten. Ferner 
ſprach Verſammlung den Wunſch aus, die Servis-Deputation 
durch ein beſoldetes Mitglied des Magiſtrats, und zwar durch 
den Hrn. Bürgermeiſter Fiſcher verftärtt zu ſehen. — Schließ⸗ 
lich wurde der Magiſtrat erſucht, eine Einladung an ſämmtliche 
Miether, freiwillig einen Theil der Einquartierungslaſt zu über⸗ 
nehmen, zu erlaſſen, um hierdurch vielfach ausgeſprochenen pas 
triotiſchen Geſinnungen Gelegenheit zur Vethätigung zu gewähren. 


Görlitz, 8. Deebr. Geſtern Abend nach f auf 6 Uhr 
wurden die Bewohner von Görlitz in nicht geringen Schrecken 
versetzt, als plotzlich die Sturmglocken wiederholt läuteten. Alles 
ſtürzte nach dem Neißthore, denn bei dem Bäckermſtr. Schmidt 
ollte der Brand ausgebrochen ſein. Glücklicherweiſe ergab es 
ich bald, daß nur der Schornſtein des Bäckermeiſter Schmidt, 
in welchem ſich bei der außerordentlich ſtarken Befeuerung deſſel⸗ 
ben, der erſt kürzlich erfolgten Reinigung ungeachtet, viel Ruß 
angeſammelt haben mochte, in Brand gerathen war, was aller⸗ 
dings für den erſten Augenblick den Auſchein eines Brandes ge⸗ 
währen und die Menſchen in Schrecken verſetzen mußte. Schuld 
oder Fahrläſſigkeit ſoll auf dem ꝛc. Schmidt . laſten. 


Görlitz, 9. Dee. Fünf Jahre find es am 9. Aug. c. 
bereits geweſen, daß die letzte Hinrichtung durch das Beil an dem 
Dienfttnecht Carl Gottlieb Schwager aus Carlsdorf wegen des 
an feiner Ehefrau begangenen Mordes allhier vollzogen wurde. 
Morgen, den 10. Deebr., erwartet die Bewohner von Görlitz 
ſchon wieder ein gleiches ſchaudererregendes Schauſpiel. Morgen 
früh um 7 Uhr nämlich werden die beiden Inquiſiten, der Nie 
mergeſell Heinrich Wilhelm danſpach aus Klein-Beerberg 
bei Markliſſa und der Juwohner und Schneider Johann 
Gottfried Hüttig aus Nieder-Moys, wegen des an dem 65⸗ 
jährigen Gedingehäuoler Johann George Mann in dem eine 

albe Stunde von hier gelegenen Dorfe Nieder-Moys in der 
kacht vom 25. zum 26. October v. J. verübten gemeinſchaftlichen 
Raubmordes, in Folge des vom hieſigen Schwurgerichtshofe in 
der Sitzung vom 13. Mai c erfolgten, „auf Strafe des Rades 
von unten herauf“ urſprünglich lautenden, ſpäter aber im Wege 
der Gnade gemilderten Urtels, durch das Beil hingerichtet. 
Als Richtplatz find, wie ſchon früher, die an dem dieſſeiti⸗ 
en Ufer der Neiſſe gelegenen Höhne⸗, Praſſe⸗, Schuſter ſchen 
Wieſen gemiethet und erhalten die Eigenthümer, wie wir hören, 
die anſehnliche Summe von 200 Thlr. als Eutſchädigung aus 
fiscaliſchen Fonds ausgezahlt. Der Bau des Schaffots wurde 
heute ſchon durch den eee Bergmann in Angriff 
enommen. Herr Diaeconus Hergeſell wird die Delinquenten 
auf ihrem letzten Wege zur Richtſtätte begleiten und der Scharf⸗ 
richter Anton Ganfer aus Groß Strelitz, welcher heute früh 
bereits hier angekommen, das Urtel an ihnen vollſtrecken. 
für die Nacht vor der Hinrichtung find übrigens von un⸗ 
ſern Behörden die allerumfaſſendſten Maßregeln und Vorkehrun— 


gen 
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und Sicherheit der Stadt getroffen worden, da ein mächtiger 
Andrang neugieriger Menſchen aus Nah und Fern wohl zu er⸗ 
warten ſteht. Das Nähere über dieſen traurigen Act werden 
wir in nächſter Nummer mittheilen. 


— Wir wiederholen das- Referat der betreffenden Schwur⸗ 
gerichtsſitzung vom 13. Mai d. J. aus No. 58. d. Lauf, Zig. 
Präſident: Appellationsgerichts -Rath Ciala. 
Beiſitzer: Moſig, v. Kamptz, zur Hellen, Bock. 
Geſchworene: Die Herren: Löſchke, Reimann, Meuſel, 
Dittrich, Graf Fürſtenſtein, Gründer, v. Gers⸗ 
dorf (Oſtrichen), Böhm, Gergler, Görmar, Leh— 
mann, Wollſtein. 

Auf der Anklagebank ſitzen: Heinr. Wilh. Hanſpach, 
Riemergeſell aus Kl.⸗Beerberg, und Joh. Gottfried Hüttig, 
Schneider aus Moys. } ER 

Die Anklage lautet gegen Beide auf einen in der Nacht 
vom 25. zum 26. Det. 1849 an dem Einlieger George Mann 
in Nieder-Moys begangenen Raubmord. 5 

Heinrich Wilhelm Hanſpach, ein Menſch von mittlerer, 
ziemlich kräftiger Statur, bleicher Geſichtsfarbe und langem, 
dichten ſchwarzen Haar und Bart, was ihm ein düſteres „ wildes 
Ausſehen giebt, iſt 33 Jahre alt, evangeliſcher Religion, gebür⸗ 
tig aus Greiffenberg, von Profeſſion Riemer, im Militairdieuſt 
geſtanden im 2. Huſaren⸗Regiment, zuletzt in Görlitz Tagearbei⸗ 
ter, geſtändlich bereits 3 Mal wegen Diebſtahls in Unterſuchung 
geweſen, hat auch die Strafe des dritten Diebſtahls verbüßt. 

Hüttig, ein kleiner, anſcheinend ſchwächlicher Menſch 
mit einer Art Klumpfuß, einer eigenthümlich verkniffenen, tückiſchen 
Phyſiognomie, noch abſtoßender als die des Hanſpach, iſt 44 
Jahre alt, evangeliſcher Confeſſion, gebürtig aus Moys, von 
Profeſſion Schneider, unverheirathet, und bereits 4 Mal in 
Unterſuchung geweſen, und zwar 1 Mal wegen Diebſtahls, 
3 Mal wegen Bettelns. 

Die Verbrecher hatten ſich im Correetionshauſe zu Schweid⸗ 
nitz kennen gelernt, und Hanſpach hatte von Görlitz aus, wo 
er kurze Zeit von Tagearbeit gelebt, den Hüttig aufgeſucht und 
mit ihm wahrſcheinlich das an ꝛe. Mann vollzogene Verbrechen 
verabredet. Der Gemordete bewohnte allein ein Gedingehaus 
und war am Morgen des 26. Oetbr. von der Familie des Haus- 
eigenthümers im Hausflur todt aufgefunden worden. 

Bei der durch die Polizei-Vehörde und von Seiten des 
Gerichtsamtes angeſtellten näheren Unterſuchung ergab ſich, daß 
der ꝛe. Mann durch mehrere Schläge mit einem ſtumpfen In⸗ 
ſtrumente — wahrſcheinlich einer Axt, welche in der Nähe des 
Gemordeten lag und ganz mit Blut beſpritzt war — getödtet 
worden ſei, von denen einer nach dem Gutachten der Aerzte ab- 
ſolut tödtlich war. Auch wurden mancherlei Gegenſtände vermißt, 
die früher im Beſitze des ze. Mann geweſen waren, z. B. ein 
Rock, Beinkleider ꝛe. Geld wurde in der Wohnung des Erſchla⸗ 
genen nicht vorgefunden; ob derſelbe welches beſeſſen und ob ihm 
daſſelbe geraubt worden ſei, iſt unaufgeklärt geblieben. Der 
Verdacht der That fiel alsbald auf den Schneider Hüttig und 
den Hanſpach, welcher Tags zuvor noch bei dieſem geſehen 
worden war. Hüttig ward zur Unterſuchung gezogen, und 
Hanſpach, der ſich nach vollbrachter That nach Böhmen ge⸗ 
flüchtet hatte, wurde dort gefänglich eingezogen und unter einem 
falſchen Namen, den er ſich daſelbſt beigelegt, hierher abgeliefert 
und als Complice Hüttig's des Mordes beſchuldigt. 

Beide Angeklagte läugneten auf das Hartnäckigſte „irgend 
etwas von der Mordthat zu wiſſen, ja ſie wollten einander gar 
nicht kennen. 

Die vernommenen 23 Zeugen bekundeten aber eine Menge 
von Umſtänden und Thatſachen, welche nicht blos die Vereini- 
gung und das Zuſammenſein beider Verbrecher an dem Tage 
vor der Mordthat, ſowie in der Nacht des Verbrechens ſelbſt, 
bewieſen (namentlich war das Zeugniß der Schweſter des Ange⸗ 
klagten Hüttig ſchlagend), ſondern auch den dringenden Ver⸗ 
dacht der Thäterſchaft zur Gewißheit erhoben. So war der An— 
geklagte Hanſpach von mehreren Zeugen in dem Rocke des 
Frmordeten geſehen worden, und auch die Beinkleider, welche 
derſelbe bei ſeiner Verhaftung getragen, wurden als diejenigen 
recognoseirt, welche früher der ꝛe. Mann beſeſſen hatte. 

Der Staatsanwalt begründete hierauf die Anklage und 
trug auf Schuldigſprechung an. 

5 Die Vertheidiger der Angeklagten, Anwalt Wildt für 
Hanſpach und Juſtizrath Uttech für Hüttig, ſuchten mit großem 


für alle möglichen Eventualitäten zur Erhaltung der Ruhe , Scharffinn die Gewichtigkeit der Zeugenausſagen zu eutkräften 


238 


und gaben zwar die große Verdächtigkeit der Angeklagten, ja 
die große Wahrſcheinlichkeit der Thäterſchaft zu; aber ſie mach⸗ 
ten die Geſchworenen darauf aufmerkſam, daß ein beſtimmter 
Beweis der Schuld nicht vorliege und daß die Ausſagen der 
Zeugen wohl die Möglichkeit, aber nicht die Gewißheit an die 
Hand gäben, daß die beiden Angeklagten entweder gemeinſchaftlich 
oder einzeln das Verbrechen des Raubmordes verübt hätten. 
Nachdem hierauf der Präſident des Gerichtshofes das ganze 
vorliegende Faetum, die Ausſagen der Zeugen, die Ausführung 
der Staatsauwaltſchaft und die Einwände der Vertheidigung 
reſumirt hatte, begann eine längere Debatte über die Fragſtellung. 
Nach Beendigung derſelben zogen ſich die Geſchworenen zur 
Berathung zurück, und kehrten nach etwa 1) Stunde in's Seſſions⸗ 
zimmer mit dem e schuld wieder, daß ſowohl der ꝛc. Hanſpach, 
als auch ꝛc. Hüttig ſchuldig ſei, den Einlieger Mann zu Nie⸗ 
der⸗Moys in der Nacht vom 25. zum 26. Oectobr. 1849 mit 
Vorſatz getödtet zu haben, um ſich den Beſitz fremden Eigenthnms 


zu verſchaffen und zu ſichern. Zu ihrer Vertheidigung haben die 
Angeklagten nichts anzuführen. 

Der Staatsanwalt beantragt hierauf, die Schuldigen mit 
der Strafe des Rades von unten nach oben zu belegen. 

Der Gerichtshof zieht ſich zur Berathung über das Straf⸗ 
maß zurück und verurtheilt ſodaun beide Ange lagte auf Grund 
F. 1103 und $. 64 des Strafrechts, der Cab.⸗Ordre vom 30. 
Sept. 1813 und §. 178 der Verordnung vom 3. Jan. 1849, 
unter Verluſt der Nationalkokarde und Auferlegung der Koſten 
zur Todesſtrafe des Rades von unten. 

Beide Angeklagte, die während der ganzen Verhandlung 
feine Miene verzogen, hören dieſes furchtbare Todesurtel mit 
der ſtumpfeſten Gleichgültigkeit an. 


Dem Appellationsgerichts-Auskultator Richter in Gör⸗ 
litz iſt Behufs ſeines Ueberkritts zur Verwaltung die Eutlaſſung 
aus dem Juſtizdienſt, mit Vorbehalt des Wiedereintritts, ertheilt. 


Bekanntmachungen. 


[636] Es ſoll die Beſchaffung von 75 Stück Nummerſteinen von Gra⸗ 
nit zur Bezeichnung der Gräber auf dem Neuen Friedhofe, unter Vorbehalt 
der Genehmigung und der Auswahl, im Wege der Submiſſion an den Min⸗ 

deſtfordernden verdungen werden. 
Lieferungsluſtige werden deshalb aufgefordert, 
Aufſchrift verſehen: 

„Submiſſion auf die Lieferung von Grab⸗Nummerſteinen“, 
ſpäteſtens bis zum 21. d. M. auf unſerer Kanzlei abzugeben, woſelbſt auch 
die Bedingungen zur Einſicht bereit liegen. | 

Der Magiſtrat. 


Görlitz, den 3. Deebr. 1850. 

[639] Es wird hiermit bekannt gemacht, daß 953 Klaftern Scheitholz 
3. Sorte zum Einzelverkauf an hieſige Einwohner für den Preis von, 3 Thlr. 
15 Sgr. für die Klafter auf dem Holzhofe bei Hennersdorf bereit ſtehen und 
die Verzettelung bei der Stadthauptkaſſe den 9. d. M. beginnt. 

Görlitz, den 3. Deebr. 1850. Der Magiſtrat. 


1642] Die Laſt der Natural⸗Einquartierung iſt für einen großen Theil der 
Hausbeſitzer bereits eine ſo drückende, daß darauf wird vorgedacht werden 
müſſen, auch die Miether zur diesfälligen Verpflichtung heranzuziehen, ſobald 
die Bedingungen eintreten, welche im Stadtverordneten-Veſchluß vom 7 d. 
Mts. näher bezeichnet find. Aber auch jetzt ſchon werden diejenigen Miether, 
deren Verhältniſſe es nur irgend geſtatten, nach dem rühmlichen Beiſpiel ein⸗ 
zelner andrer, gewiß gern ihren Gemeinſinn und ihren Patriotismus durch 
feiwillige Uebernahme eines Theiles jener Leiſtung bethätigen. Wir erſuchen 
diejenigen Herren Miether, welche hierzu geneigt ſind, dies mit Angabe der 
Kopfzahl und des Grades der aufzunehmenden Mannſchaſten oder Offiziers 
im Büreau unſers Einquartierungsamts ſchleunigſt anzumelden. 

Görlitz, den 8. Deebr. 1850. Der Magiſtrat. 


[643] Gemäß der, Allerhöchſten Verordnung vom 12. November d. J. er⸗ 
halten die Quartierträger für die dem Militair auf Märſchen und in Kanton⸗ 
nirungen verabreichte Natural = Verpflegung eine Entſchädigung pro Kopf und 
Tag nach folgenden Sätzen zugebilligt: 
a) wenn das Brod aus den Magazinen in 
3 Sgr. 9 Pf.; 
b) wenn auch das Brod vom Quartiergeber verabreicht werden muß, 5 Sgr. 
Die Halfte dieſer Säge wird gutgethan, wenn bei eiligen Märſchen nur 
ein Theil der Verpflegung, z. B. das Mittageſſen allein, oder eine Abend⸗ 
mahlzeit und das Frühſtück allein verabreicht werden kann, wobei zugleich be⸗ 
ftinmt iſt, daß der Einquartierte, — ſowohl der Offizier als auch der Soldat, 
— ſich in der Regel mit dem Tiſche ſeines Wirths zu begnügen hat. Bei 
etwa vorkommenden Streitigkeiten muß demſelben dasjenige gewährt werden, 
was er nach dem Verpflegungs⸗Regulativ bei einer Verpflegung aus dem Ma⸗ 
gazine zu fordern berechtigt ſein würde. Hiernach beſteht die Verpflegung 
täglich in 1 J Fleiſch, g 
% @ Reis, . 5 Graupen, oder 8 
Kartoffel, oder ſtatt deſſen in anderem 
2 Loth Salz, und 
% Quart Branntwein, 
welche Verpflegung in ſoweit zu leiſten iſt, als dieſelbe, (wie z. B. jetzt die 
Brodportion) nicht aus dem Königlichen Magazin verabreicht wird. 
Görlitz, den 9. Deebr. 1850. Der Magiſtrat. 
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so Zu Weihnachts-Geſchenken 


empfiehlt 


„ e und Roßhaar⸗Röcke 
zu ganz billigen Preiſen . 
Adolph Webel, 


ö Brüderſtraße No. 16. 


ihre Offerten, mit der 


Natura empfangen werden kann, 


& Erbſen, oder 2] Metze 
Gemüſe nach Verhältniß, 


L Ausf chnitt⸗Waaren 


zu bedeutend herabgeſetzten, aber feſten Preiſen, empfiehlt 


[641] Adolph Webel, 


Brüderſtraße No. 16. 


Im Verlage von Geo 


ige Weſtermann in Braunſchweig 


erſcheint und iſt durch G. Heinze u. Comp. zu beziehen: 
Ar 


| Ameri 
in geographiſchen und geſchichtlichen Umriſſen. 


Mit beſonderer Berückſichtigung der Eingeborenen und der 


indiauiſchen Alterthümer, der Einwanderung und der Auſiede⸗ 
lungen, des Ackerbaues, der Gewerbe, der Schiffahrt 


und des Handels. 
Von Dr. Karl Andree, 


correſp. Mitgl. der Historical Society und der Eühnological Soei 
a zu Neu- Pork. R 

Das vorliegende Werk erſcheint in 3 Bänden gr. Roval⸗Format Der 
erſte Band enthält Nord-Amerika, wird circa 40 Bogen unfaffen und 
in 8 Lieferungen, jede zu 5 Bogen, a Lieferung 10 Sgr., ausgegeben wer⸗ 
den. — Der zweite Band — Mexico, Mittel⸗Amerika u. Weſt⸗ 
indien — auf 28 und 30 Bogen, und der dritte Band — Süd⸗ 
Amerika — auf 30 bis 32 Bogen berechnet, werden dem erſten in mäßigen 


dau ene folgen. ; RR 

Der Leſer findet in dem erften Bande ein vollſtändi 4 
Nord⸗Amerita. Der Verfaſſer ſchildert in der Einleitung d enen ee 
Neuen Continents und die Bedeutung der einzelnen Staaten deſſelben. Nach 
einer Veſchreibung von Island und Grönland folgt eine Darſtellung der Pos 
lar⸗Reiſen bis zum Jahre 1850; in einem ferneren Hauptſtücke die Schilde⸗ 
rung des weiten Gebietes im Norden des funfzigiien Breitengrades nach ſeiner 
mereantilen, phyſikaliſchen, hiſtoriſchen und politiſchen Bedeutung, ferner ein 
Bild der Indianerſtämme in Canada und den Vereinigten Staaten mit be⸗ 
ſonderer Rückſicht auf das Leben der Rothen Männer und die fo intereſſanten 
amerikaniſchen Alterthümer. Den Hauptbeſtandtheil des erſten Bandes bildet 
eine ausführliche Beſchreibung und Geſchichte des großen und gewalti⸗ 
gen Staaten bundes, welcher für Europa und insbeſondere für Deutſch⸗ 
land 4 von größerer e wird. . 

Es fehlt in dieſem Werke nicht an praktiſchen Wink 
weiſungen und Rathſchlägen. Daſſelbe beruht auf e 
licher Unterlage, will aber kein fogenanntes gelehrtes fein, ſondern hält 
überall den praftifhen Geſichtspunkt feit. Es bebt deshalb vorzugs⸗ 
weiſe auch die Verhältniſſe von Handel und Wandel, Gewerbe und 
Verkehr und der verſchiedenen Communications mitlel hervor. Der 
Verleger hegt ſomit die Hoffnung, daß daſſelbe die Aufmerkſamkeit des Publi⸗ 
kums im hohen Grade erregen wird, und bemerkt nur noch, daß die erſte 
und zweite Lieferung in jeder guten Buchhandlung zur Einſicht bereit liegen 

Braunſchweig, im Wender 1850. lan 


George Weſtermann. 
In Berlin erſchien fo eben: 
die dritte Auflage: 


Weg mit Manteutkel! 
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